
gerichtet sind. Sie dienen der Vorbereitung oder Über­
mittlung von Akten der Staatsorgane, die auf die Or­
ganisierung gesellschaftlicher Verhältnisse gerichtet 
sind, bzw. stellen die Begleitumstände dar, unter denen 
die vollziehende und verfügende Tätigkeit der Staats­
organe vor sich geht. Deshalb kann eine verfügende 
und vollziehende Tätigkeit auch nur von solchen Per­
sonen im Staatsapparat ausgeübt werden, die eine 
Funktion innehaben, ein Amt ausüben, die also in der 
Lage sind, Maßnahmen zu treffen, die auf die Organi­
sierung gesellschaftlicher Verhältnisse gerichtet sind.

Keine vollziehende und verfügende Tätigkeit, da nicht 
unmittelbar auf die Organisierung von gesellschaft­
lichen Verhältnissen gerichtet, sind alle Handlungen, 
die die staatlichen Organe in Erfüllung bestimmter 
Pflichten oder in Ausübung bestimmter Rechte vorneh­
men, die ihnen im Zuge der vollziehenden und verfü­
genden Tätigkeit anderer Staatsorgane auferlegt bzw. 
eingeräumt werden, z. B. die Erfüllung der Produkti­
ons- oder Finanzpläne, die Duldung der Untersuchung 
von Produkten durch die Organe der Lebensmittelauf­
sicht. Aus dem gleichen Grunde sind auch Mitteilungen, 
Berichte, Beurkundungen usw. nur besondere Fälle der 
materiell-technischen Handlungen. Bei der Bestim­
mung des Begriffs der staatlichen Verwaltung der Deut­
schen Demokratischen Republik muß jedoch die Ver­
waltungstätigkeit noch gegenüber einer anderen Tätig­
keit der staatlichen Organe, insbesondere der volkseige­
nen Betriebe, abgegrenzt werden. Diese Tätigkeit ist 
die wirtschaftliche Tätigkeit der Staatsorgane, die auf 
die Herstellung bestimmter gesellschaftlicher Beziehun­
gen gerichtet ist (z. B. auf die Durchführung einer Wa­
renlieferung zwischen zwei staatlichen Betrieben), die 
ganz andere Merkmale auf weisen als die gesellschaft­
lichen Verhältnisse, die im Prozeß der vollziehenden 
und verfügenden Tätigkeit entstehen, und die deshalb 
auch vom Zivilrecht geregelt werden. Die vollziehende 
und verfügende Tätigkeit der Staatsorgane ist die auf 
die unmittelbare Verwirklichung der demokratischen 
Staatszwecke und -ziele gerichtete Tätigkeit, bei der die 
Staatsorgane als M a c h t o r g a n e ,  als Organe des 
Knüppels der herrschenden Klasse, der Maschine der 
herrschenden Klasse zur Niederhaltung der feindlichen 
Klassen, wie Lenin sagt, als Organe der als Staat orga­
nisierten herrschenden Klasse auftreten. Eine voll­
ziehende und verfügende Tätigkeit liegt deshalb dort 
nicht vor, wo die Staatsorgane in ihrer Funktion als 
juristische Person auftreten, da sie hier als Rechts­
träger von staatlichem Eigentum (Volkseigentum) in 
Erscheinung treten.

Falsch ist es, die Über- und Unterordnung der an 
einem gesellschaftlichen Verhältnis beteiligten Sub­
jekte als Erfordernis der vollziehenden und verfügen­
den Tätigkeit aufzustellen. Das Verhältnis der Über­
und Unterordnung ist eine Frage des Behördenauf- 
baus, des Behördensystems, der Struktur, also nur ein 
Element in b e s t i m m t e n  mit der vollziehenden und 
verfügenden Tätigkeit verbundenen gesellschaftlichen 
Beziehungen zwischen staatlichen Organen, nicht aber 
eine Frage der gesellschaftlichen Beziehungen, in die 
die staatlichen Organe eintreten, überhaupt. In der 
Deutschen Demokratischen Republik kann man die ge­
sellschaftlichen Verhältnisse zwischen den Staats­
organen und den demokratischen Massenorganisationen 
oder Bürgern nicht als Über- und Unterordnungsver- 
hältnisse bezeichnen. Der Bürger, der aktiv an der 
Bildung und Vollziehung des staatlichen Willens teil­
hat, steht gegenüber den Staatsorganen in keinem Un­
terordnungsverhältnis. Der Bürger, der von seinem 
Recht auf Beschwerde und Kritik oder von seinem 
Recht auf aktive Mitgestaltung an der Verwaltung Ge­
brauch macht, der von den Staatsorganen Rechenschaft 
verlangt oder bewußt und freiwillig den ihm von den 
Staatsorganen auferlegten Pflichten nachkommt, steht 
in keinem Unterordnungsverhältnis zu den staatlichen 
Organen. Von einem Unterordnungsverhältnis in den 
Beziehungen zwischen den Staatsorganen und den de­
mokratischen Massenorganisationen zu sprechen, wäre 
eine Verkennung der Rolle und Bedeutung der Massen­
organisationen und ihrer Unabhängikeit vom Staate.

Eine Über- und Unterordnung gibt es nur zwischen 
den Klassen und ihrem Verhältnis zum Staat. Mit Hilfe 
des Staatsapparates in der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Arbeiterklasse sich den Ausbeuter­

klassen übergeordnet. Es wäre aber eine Verkleisterung 
des Klassenwesens des Staates, wollte man die Frage 
der Über- und Unterordnung hinsichtlich des Verhält­
nisses von Staat und Gesellschaft schlechthin stellen.

Mit der Frage der Uber- und Unterordnung hat es 
nichts zu tun, daß, gemäß dem Klassencharakter und 
dem Wesen des Staates in der Deutschen Demokrati­
schen Republik, gegen Werktätige, die die demokrati­
sche Gesetzlichkeit nicht einhalten, Zwang angewandt 
wird, daß ihre egoistischen, gegen die Interessen der 
Werktätigen gerichteten Interessen diesen untergeordnet 
werden. Natürlich ist die Zwangsanwendung nicht die 
einzige Methode der vollziehenden und verfügenden 
Gewalt der Staatsorgane in der Deutschen Demokrati­
schen Republik. Den meisten Akten der vollziehenden 
und verfügenden Tätigkeit wird freiwillig Folge ge­
leistet, sehr viele Akte werden überhaupt erst durch die 
Initiative der Massen ausgelöst, und das wichtigste und 
verbreitetste Mittel der Durchsetzung der verpflichten­
den Verwaltungsakte ist das Mittel der Überzeugung. 
Gleichwohl is es unzweifelhaft, daß die Staatsorgane 
den Bürgern und Massenorganisationen in Ausübung 
vollziehender und verfügender Tätigkeit immer als 
M a c h t o r g a n e  der herrschenden Klasse gegenüber­
stehen, auch dann, wenn sie Überzeugung anwenden. 
Soweit aber eine Tätigkeit der Staatsorgane in Frage 
steht, die sie als Träger staatlichen Eigentums und nicht 
als Träger staatlicher Macht ausüben, wie Miete, Pacht, 
Eigentumsübertragung, Auftragserteilung usw., han­
delt es sich um keine vollziehende und verfügende 
Tätigkeit.

IV
Damit dürfte die erste für die Frage nach dem Ge­

genstand des demokratischen Verwaltungsrechts der 
Deutschen Demokratischen Republik wichtige Unter­
suchung nach dem Begriff der staatlichen Verwaltung 
abgeschlossen sein.

Die demokratische staatliche Verwaltung (die vollzie­
hende und verfügende Tätigkeit der Staatsorgane) der 
Deutschen Demokratischen Republik ist diejenige Tätig­
keit der Staatsorgane, die sie als staatliche Machtorgane 
zur unmittelbaren Verwirklichung des Aufbaus des So­
zialismus als dem Zweck und Ziel unseres volksdemo­
kratischen Staates in der Form der schöpferischen Ge­
staltung und Organisierung der gesellschaftlichen Ver­
hältnisse, die den Werktätigen genehm und vorteilhaft 
sind, ausüben.

Zu Beginn der Untersuchung wurde festgestellt, daß 
Gegenstand des Rechts der Deutschen Demokratischen 
Republik die gesellschaftlichen Verhältnisse der volks­
demokratischen Ordnung sind, die den Werktätigen ge­
nehm und vorteilhaft sind, ferner, daß Gegenstand der 
einzelnen Rechtszweige Komplexe gesellschaftlicher 
Verhältnisse sind, die sich durch bestimmte Merkmale 
voneinander unterscheiden, und schließlich, daß der Ge­
genstand des Verwaltungsrechts sich dadurch von an­
deren Komplexen gesellschaftlicher Verhältnisse unter­
scheidet, daß die vom Verwaltungsrecht geregelten ge­
sellschaftlichen Verhältnisse mit der vollziehenden und 
verfügenden Tätigkeit des Staates in irgendeiner Weise 
in Verbindung stehen. Demnach erhebt sich die weitere 
Frage: Wie ist diese Verbindung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse mit der Verwaltung gestaltet?

Die gesellschaftlichen Verhältnisse als Gegenstand 
des Rechts (der Rechtszweige) entstehen bei Vorhanden­
sein entsprechender Rechtsnormen durch Rechtstat­
sachen (Ereignisse oder Handlungen — Willenserklä­
rungen, Rechtshandlungen, rechtswidrige Handlungen). 
Die gesellschaftlichen Verhältnisse, die Gegenstand des 
Verwaltungsrechts sind, entstehen ebenfalls durch Er­
eignisse und Handlungen — und zwar dann, wenn 
diese mit der vollziehenden und verfügenden Tätigkeit 
der staatlichen Organe in Verbindung stehen. Da die 
Rechtstatsachen sehr mannigfaltig sind (z. B. Geburt 
eines Menschen, Antrag eines Bürgers, Verwaltungsakt), 
wäre es falsch zu sagen, daß die gesellschaftlichen Ver­
hältnisse, die Gegenstand des Verwaltungsrechts sind, 
nur durch die vollziehende und verfügende Tätigkeit 
der Staatsorgane e n t s t e h e n .  Es ist unzweifelhaft, 
daß solche gesellschaftlichen Verhältnisse, bei Vorhan­
densein entsprechender Rechtsnormen, durch Rechts­
tatsachen jeder Art (Ereignisse und die verschiedenen 
Arten der Handlungen) entstehen können.
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